
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

des Abgeordneten Christian Hafenecker, MA 
und weiterer Abgeordneter 

betreffend Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs - Umsetzung „Nahverkehrs­
milliarde" jetzt! 

eingebracht in der 62. Sitzung des Nationalrates, XXVII. GP, am 19. November 2020 
im Zuge der Debatte zu TOP 11, Bericht des Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (380 d.B.): Bundesgesetz über die Bewilligung des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 2021 (Bundesfinanzgesetz 2021 - BFG 2021) samt Anlagen 449 d.B.) -
UG4ft1 

Die bereits 2019 vom damaligen Bundesminister Hafer konzip ierte „Nahverkehrsmilli­
arde" steht auch im aktuellem Regierungsprogramm: 
Offi-Milliarde für den Nahverkehr für die Verbesserung der Rahmenbedingungen im 
öffentlichen Verkehr. Damit sollen vor allem Ausbau und Verbesserung des öffentli­
chen Verkehrs in und um Ballungsräume vorangetrieben werden. 

Im aktuellen Budget findet diese jedoch kaum einen Niederschlag. Laut Budgetdienst 
des Parlaments gibt es lediglich 100 Millionen Euro zusätzlich für den Ausbau des öf­
fentlichen Verkehrs. Investitionen in die ÖBB-lnfrastrukur fallen 2021 hinter den 
schwar-blauen Rahmenplan 2018-2023 zurück. So sind dafür nun von der schwarz­
grünen Bundesregierung 21 Millionen weniger vorgesehen. 

Das Projekt der Nahverkehrsmilliarde sollte ursprünglich Anfang 2020 starten , dies 
wurde durch das vorzeitige Ende der schwarz-blauen Regierung aber nicht mehr 
möglich. Das Modell sah vor, dass ein jährlicher Budgettopf für den Öffi-Ausbau in 
den Ballungszentren zur Verfügung steht. Nicht nur Wien, wo der Bund 50% der Er­
richtungskosten der U-Bahn übernimmt, hat ein innerstädtisches Verkehrsproblem -
bislang war es dem Bund aber rechtlich nicht möglich, Projekte in anderen Städten 
zu unterstützen. Mit der Nahverkehrsmilliarde wäre das möglich - unter zwei Bedin­
gungen: Die Projekte müssen dekarbonisiert sein und über die Stadtgrenzen hinaus 
wirken . Damit sollen die Stadtzentren vom individuellen motorisierten Verkehr entlas­
tet werden. Ein Meilenstein in der Verkehrspolitik. 

Daher stellen die unterzeichnenden Abgeordneten folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

„Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie wird ersucht, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen die 
rechtlichen und budgetären Rahmenbedingungen für eine Mitfinanzierung von einzel­
nen Verkehrsprojekten in Ballungsräumen im Sinne einer „Nahverkehrsmilliarde" m't 
dem Ziel der Dekarbonisierung zu schaffen. " 

363/UEA XXVII. GP - Entschließungsantrag (gescanntes Original) 1 von 1

www.parlament.gv.at




		2020-11-20T15:11:10+0100
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




